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Grundrechte eingeschränkt?
Mandy Koch
Landesvorsitzende der GdP Thüringen

Am 27. März 2025 wurden in den Räumlich-
keiten der Geschäftsstelle der Gewerk-

schaft der Polizei (GdP) Thüringen polizei-
liche Durchsuchungsmaßnahmen durchge-
führt. Wie uns vor Ort mitgeteilt wurde, war 
die Grundlage hierfür ein fernmündlicher Be-
schluss nach § 103 Strafprozessordnung (sog. 
Durchsuchung bei Dritten). Wir möchten an 
dieser Stelle mit Nachdruck klarstellen: Die 
GdP Thüringen ist selbst nicht Beschuldigte.

Es handelt sich allerdings um ein laufendes 
Ermittlungsverfahren gegen Kolleginnen und 
Kollegen, zu dem wir uns derzeit, auch zum 
Schutz dieser, inhaltlich nicht äußern können. 
Gleichwohl ist es uns wichtig, zu einzelnen 
Punkten bereits jetzt Stellung zu beziehen:

Wir widersprechen insbesondere den 
bislang öffentlich kursierenden Darstellun-
gen, die ein Bild suggerieren, das aus unse-
rer Sicht weder den Tatsachen noch dem tat-
sächlichen Ablauf gerecht wird.

Als Landesvorsitzende wurde ich nicht zu 
Beginn der Maßnahmen in unserer Geschäfts-
stelle über diese informiert. Erst ein Unbetei-
ligter, welcher am Gelände der Geschäftsstelle 

vorbeifuhr, informierte mich telefonisch über 
die Geschehnisse. Auch konnte zu diesem 
Zeitpunkt kein schriftlicher Durchsuchungs-
beschluss nach § 103 StPO vorgelegt werden. 
Die Kenntnisnahme des gegen die Beschuldig-
ten erlassenen Beschlusses wurde uns verwei-
gert. Besonders schwerwiegend ist in diesem 
Zusammenhang, dass selbst unserer nach Be-
kanntwerden der Maßnahme hinzugezogenen 
anwaltlichen Vertretung der Beschluss eben-
falls nicht ausgehändigt wurde. Stattdessen 
wurden wir auf einen lediglich fernmündlich 
erlassenen Beschluss nach § 103 StPO hinge-
wiesen und damit veranlasst, die Maßnahmen 
zu dulden. Ob es einen solchen Beschluss tat-
sächlich gab und ob dieser rechtmäßig ergan-
gen ist, wird nun gerichtlich überprüft.

Es kann sich derzeit nicht des Eindrucks 
erwehrt werden, dass bei der gesamten Maß-
nahme der verfassungsrechtlich garantier-
te Schutz der Gewerkschaften an sich, ih-
rer Räumlichkeiten und der Interessen ih-
rer Mitglieder außer Acht gelassen wurde. 
Besonders kritisch ist in diesem Zusam-
menhang der Schutz personenbezogener 
Daten zu bewerten. Als Gewerkschaft ver-
arbeiten wir in unserer täglichen Arbeit be-
sonders schützenswerte Daten nach Art. 9 
DSGVO – etwa zur Gewerkschaftszugehö-
rigkeit oder zu sensiblen Einzelfällen. Die 
Geschäftsstelle ist nicht nur ein organisato-
rischer, sondern auch ein vertrauensvoller 
Rückzugsraum für unsere Mitglieder. Dass 
hier eine Maßnahme in einer Form durchge-
führt wurde, die diesen Schutzraum infrage 
stellt, betrachten wir als massiven Eingriff in 
Grundrechte. Die GdP Thüringen wird auch 
in diesem Bereich die Rechtmäßigkeit des 
Handelns prüfen.

Wir sehen in der Art und Weise, wie die-
se Maßnahme durchgeführt wurde, nicht die 
gebührende Verhältnismäßigkeit im Umgang 
mit einer gewerkschaftlichen Organisation.

Als Gewerkschaft der Polizei vertreten wir 
die Interessen unserer Mitglieder mit Nach-
druck – auch und gerade dann, wenn sich 

Kolleginnen und Kollegen mit kritischen oder 
problematischen Sachverhalten an uns wen-
den. Es gehört zu unserem ureigenen Selbst-
verständnis als Interessenvertretung, sol-
chen Hinweisen gewissenhaft nachzugehen. 
Dass uns dies nun auf diese Weise offenbar 
zum Vorwurf gemacht wird, ist inakzeptabel.

Unsere Kritik richtet sich entschieden 
gegen die Ausführung und Kommunikati-
on, gegen den Umgang mit unserer Organi-
sation und gegen die durch dieses Vorgehen 
ausgelöste Verunsicherung unter unseren 
Mitgliedern. Ob beabsichtigt oder unbeab-
sichtigt: Dieses Vorgehen beschädigt Ver-
trauen – nicht nur in uns als Gewerkschaft, 
sondern auch in rechtsstaatliche Verfahren.

Wir haben unverzüglich mit einer inter-
nen Aufarbeitung der Vorgänge begonnen. 
Es ist unser Anspruch, die Geschehnisse 
vollumfänglich aufzuklären – offen, trans-
parent und im Interesse unserer Mitglie-
der. Darüber hinaus werden wir das Thema 
auch weiterhin aktiv medial begleiten und 
kritisch einordnen.

Als GdP Thüringen stehen wir für eine 
starke und integre Polizei – und für eine 
ebenso starke gewerkschaftliche Vertre-
tung. Diese Rolle lassen wir uns weder ab-
sprechen noch durch unklare Darstellun-
gen oder überzogene Maßnahmen beschä-
digen.  I
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PARTEIEN

Gespräch mit Innenarbeitskreis der CDU

Am 19. März 2025 fand ein erstes Treffen zwischen Vertretern der GdP Thüringen 
und dem Arbeitskreis Inneres der CDU-Fraktion im Thüringer Landtag statt. Ziel 
des Austauschs war es, gemeinsam über die aktuelle Situation sowie über 
zukünftige Entwicklungen im Bereich der Thüringer Polizei zu sprechen.

Für die GdP war es eine wichtige Gele-
genheit, die Erfahrungen und Sorgen 

der Kolleginnen und Kollegen den Politi-
kern gegenüber direkt zu benennen und 
in den politischen Dialog einzubringen. 
Denn die Herausforderungen, mit denen 
die Polizei tagtäglich konfrontiert ist, sind 
vielfältig – sie fordern vollen Einsatz und 
lassen oft wenig Raum für Rückzug oder 
Entlastung. Umso wichtiger ist es, dass die 
politischen Entscheidungsträger ein rea-
listisches Bild von der Situation vor Ort be-
kommen.

Die GdP Thüringen sieht in diesem Ge-
spräch einen wichtigen Schritt, um die Po-
sitionen und Anliegen der Beschäftigten 
frühzeitig in politische Entscheidungs-
prozesse einzubringen. Beide Seiten ha-
ben die Bereitschaft signalisiert, den be-
gonnenen Austausch fortzuführen und zu 
vertiefen.

Die GdP wird diesen Weg weiter mitge-
stalten und sich auch zukünftig dafür ein-
setzen, dass die Perspektive der Beschäftig-
ten in sicherheitspolitischen Fragen gehört 
und berücksichtigt wird.  I
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Jonas Urbach, Wolfgang Gäbler, Mandy Koch, Martina Schweinsburg, Stefan Schard (v. l.)
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LANDTAG

Hinausschieben des Ruhestandes
Hinausschieben des Ruhestandes 
bei der Thüringer Polizei – wie 
flexibel ist das System?

Das Hinausschieben des Eintritts in den 
Ruhestand von Polizeibeamtinnen und 
-beamten sorgt in Thüringen für politi-
sche Diskussionen. Der Abgeordnete Han-
de (Die Linke) richtete hierzu eine Kleine 
Anfrage an die Landesregierung, um nähe-
re Informationen zur Altersstruktur der Po-
lizei sowie zu den Regelungen und prak-
tischen Umsetzungen dieses Instruments 
zu erhalten. Die Antwort des Thüringer Mi-
nisteriums für Inneres, Kommunales und 
Landesentwicklung gibt einen detaillierten 
Einblick in das Thema.

Altersstruktur

Die Altersverteilung innerhalb der Thürin-
ger Polizei spielt eine wesentliche Rolle für 
die Personalplanung. Insbesondere die lang-
fristige Ausbildung neuer Polizeikräfte macht 
eine vorausschauende Planung notwendig. 
Die aktuelle Altersstruktur wird in Tabelle 1 
dargestellt.

Während im Verwaltungsbereich der 
Polizei frei werdende Stellen zügig wie-
der besetzt werden, erfordert die Nach-
wuchsgewinnung im Vollzugsdienst län-
gere Vorlaufzeiten. Deshalb sind Überle-
gungen zur Verlängerung der Dienstzeit 
von erfahrenen Beamten von großer Be-
deutung.

Rechtsgrundlagen

Grundsätzlich tritt ein Beamter laut § 25 Thü-
ringer Beamtengesetz (ThürBG) mit dem Errei-
chen der jeweiligen Altersgrenze in den Ruhe-
stand – Polizeibeamte i. d. R. mit 62 Jahren. Al-
lerdings gibt es Möglichkeiten, den Eintritt in 
den Ruhestand hinauszuzögern. Neben den ge-
setzlichen Regelungen existiert hierzu ein Er-
lass des Thüringer Ministeriums für Inneres 
und Kommunales aus dem Jahr 2016, der sich 
mit der polizeiärztlichen Untersuchung von An-
trägen auf eine verlängerte Dienstzeit befasst.

Anträge

Eine wichtige Frage der Kleinen Anfrage betraf 
die Anzahl der gestellten Anträge auf Hinaus-
schieben des Ruhestandes. Die Landesregie-
rung verweist hier auf eine als Anlage beige-
fügte Tabelle (Tabelle 2) mit den entsprechen-
den Zahlen für die Jahre 2022 bis 2024. Ebenso 
wurden Daten zu den positiv und negativ be-
schiedenen Anträgen abgefragt, die ebenfalls 
der Anlage entnommen werden können.

Gründe für abgelehnte Anträge

Nicht jeder Antrag auf eine verlängerte 
Dienstzeit wird genehmigt. Laut der Ant-
wort des Ministeriums sind die Hauptgrün-
de für Ablehnungen:
• �mangelnde gesundheitliche Eignung für 

die Laufbahn,

• �Probleme im dienstlichen Verhalten,
• �Anträge, die eine Verlängerung über die 

gesetzlich zulässige Grenze von drei Jah-
ren hinaus vorsehen.

Haushaltsmittel

Die Kosten für Polizeibeamtinnen und 
-beamte, die über die reguläre Altersgrenze 
hinaus arbeiten, werden nicht gesondert im 
Haushalt ausgewiesen. Sie sind in den all-
gemeinen Personalausgaben enthalten, die 
nach den Vorgaben des Thüringer Finanz-
ministeriums veranschlagt werden.

Fazit

Die Möglichkeit, den Eintritt in den Ruhe-
stand hinauszuschieben, ist ein wichtiges 
Instrument, um dem Personalmangel bei 
der Thüringer Polizei zu begegnen. Die Zah-
len zur Altersstruktur zeigen, dass in den 
kommenden Jahren vermehrt Beamtinnen 
und Beamte in den Ruhestand treten wer-
den. Ob und in welchem Umfang eine Ver-
längerung der Dienstzeiten einen spürbaren 
Beitrag zur Sicherstellung der Polizeiarbeit 
leisten kann, bleibt jedoch abzuwarten. Die 
Praxis zeigt, dass nicht alle Anträge geneh-
migt werden und gesundheitliche Aspekte 
eine bedeutende Rolle spielen. Die Landes-
regierung setzt daher weiterhin auf eine vo-
rausschauende Personalplanung, um den 
Herausforderungen des demografischen 
Wandels zu begegnen.  I

Tabelle 1: Altersstruktur 
der Thüringer Polizei

Tabelle 2: Beantragte, 
genehmigte und abge-
lehnte Hinausschiebun- 
gen des Eintritts in den 
Ruhestand sowie Rück-
nahme des Antrags

Quelle: Thüringer Landtag

Quelle: Thüringer Landtag
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REGIERUNG

Im Dialog mit der Ministerin
Am Rande des Landtagsplenums  
am 7. März 2025 fand ein erstes per-
sönliches Kennenlernen zwischen der 
neuen Thüringer Justizministerin Beate 
Meißner (CDU) und Vertretern der GdP 
Thüringen statt. In einer offenen und 
konstruktiven Atmosphäre wurde über 
aktuelle Herausforderungen sowie 
zukünftige Schwerpunkte im Bereich 
des Justizvollzugs diskutiert.

Neben Justizministerin Beate Meißner nahmen der CDU-
Landtagsabgeordnete Stefan Schard, GdP-Landesvorsit-

zende Mandy Koch, ihr Stellvertreter Wolfgang Gäbler und der 
Kreisgruppenvorsitzende der GdP-KG Justiz, Christian Born, an 
dem Gespräch teil. Im Zentrum des Austauschs standen dabei 
Themen wie die personelle und strukturelle Stärkung des Jus-
tizvollzugs, Maßnahmen zur Verbesserung der Arbeitsbedin-
gungen sowie konkrete Schritte zur Steigerung der Attraktivität 
des Berufsfeldes. Die Gesprächspartnerinnen und -partner wa-
ren sich einig, dass hier dringender Handlungsbedarf besteht, 
um dem spürbaren Fachkräftemangel aktiv entgegenzuwirken. 
Die GdP Thüringen nutzte die Gelegenheit, um die Sichtweise 
der Beschäftigten zu verdeutlichen und praxisnahe Vorschlä-
ge einzubringen.

Beide Seiten betonten das gemeinsame Interesse an einer zu-
kunftsfesten Ausrichtung des Justizvollzugs in Thüringen. Die GdP 
begrüßt ausdrücklich die Gesprächsbereitschaft der neuen Minis-
terin und setzt auf einen weiterhin regelmäßigen und offenen Dia-
log. Nur durch partnerschaftliche Zusammenarbeit können tragfä-
hige Lösungen für die bestehenden Herausforderungen entwickelt 
werden – im Sinne der Kolleginnen und Kollegen wie auch der öf-
fentlichen Sicherheit.  I
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Mandy Koch, Stefan Schard, Beate Meißner, Christan Born (v. l.) 
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LANDTAG

Polizei rechtsextrem?
In den vergangenen Jahren sind immer wie-

der Vorfälle bekannt geworden, in denen Po-
lizistinnen und Polizisten in Thüringen in Ver-
bindung mit rechtsextremen Strukturen oder 
Delikten der politisch motivierten Kriminalität 
-rechts- gebracht wurden. Eine Kleine Anfra-
ge der Abgeordneten Katharina König-Preuss 
(Die Linke) an die Thüringer Landesregierung 
brachte nun aktuelle Zahlen und Erkenntnisse 
für den Freistaat ans Licht.

Das Thüringer Ministerium für Inneres, 
Kommunales und Landesentwicklung beant-
wortete die Anfrage mit Stand vom 29. Janu-
ar 2025 und legte dabei umfangreiche Daten 
zu Ermittlungs- und Disziplinarverfahren ge-
gen Polizeibeamtinnen und -beamte offen. Die 
Auswertung zeigt, dass zwischen 2022 und 

2024 insgesamt 20 Strafermittlungsverfahren 
gegen Angehörige der Thüringer Polizei we-
gen des Verdachts auf rechtsextrem motivier-
te Straftaten eingeleitet wurden. Dabei ist zu 
berücksichtigen, dass sich vier der Fälle auf 
dieselbe Person bezogen, die bereits aus dem 
Dienst entfernt wurde.

Darüber hinaus wurden in dem Zeitraum 
sechs Disziplinarverfahren gegen Polizeikräf-
te wegen mutmaßlich rechtsextremer, rassis-
tischer oder antisemitischer Äußerungen und 
Verhaltensweisen eingeleitet. Drei dieser Ver-
fahren wurden bereits mit einer Disziplinar-
maßnahme beendet, ein weiteres wurde er-
weitert.

Besondere Brisanz erhält die Thematik 
durch weitere 18 Verfahren in den Jahren 2023 

und 2024, die sich unter anderem mit Geheim-
nisverrat und mutmaßlichen Verbindungen 
zur extrem rechten Szene beschäftigten. Hier-
bei wurden Straftatbestände wie Strafvereite-
lung, Geheimnisverrat und die Bildung krimi-
neller Vereinigungen untersucht.

Trotz dieser Fälle konnte die Landesregie-
rung keine Statistik darüber vorlegen, wie vie-
le Beamtinnen und Beamte der extrem rechten 
Szene zugeordnet werden könnten. Auch zu 
einer möglichen Zugehörigkeit von Polizisten 
zur als rechtsextrem eingestuften Partei „Al-
ternative für Deutschland“ (AfD) wurden kei-
ne Zahlen erhoben.

Die Zahlen zeigen, dass rechtsextreme Vor-
fälle innerhalb der Polizei in Thüringen kein 
Einzelfall sind. Die Notwendigkeit unabhän-
giger Untersuchungen und klarer disziplinari-
scher Konsequenzen bleibt bestehen, um das 
Vertrauen in die Sicherheitsbehörden auf-
rechtzuerhalten und jegliche extremistischen 
Strukturen entschieden zu bekämpfen.  I
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SENIORENJOURNAL

Besuch im Knast
Am 26. März 2025 besichtigten Seniorinnen und 
Senioren der GdP-Kreisgruppe Jena die ehemalige 
Justizvollzugsanstalt Weimar. Thomas Büttner vom 
Justizwachtmeisterdienst des Amtsgerichts Weimar 
hatte sich bereit erklärt, die Seniorengruppe durch die 
ehemalige Anstalt zu führen.

Mit dem Neubau eines Gerichtsgebäudes 
in Weimar im Jahre 1916 erhielt dieses 

auch ein Gerichtsgefängnis. Das Gebäude ist 
ursprünglich für bis zu 150 Häftlinge ausge-
legt, die in Einzel- und Mehrpersonenzellen 
untergebracht werden können.

Das Gebäude des heutigen Amtsgerichts 
beherbergte während der NS-Zeit das Thü-
ringer Landgericht nebst einem „Sonderge-
richt“ mit Gefängnis und Hinrichtungsstät-
te. Im Lichthof des Landgerichts befand sich 
die Hinrichtungsstätte. Auf einem Betonfun-
dament mit Blutabfluss, das heute noch zu 
sehen ist, war ein Fallbeil aus dem 19. Jahr-
hundert montiert. Insgesamt fanden hier bis 
Kriegsende mindestens 197 Hinrichtungen 
statt, häufig wegen Bagatellverbrechen.

Von 1945 bis 1950 wurde der Gebäude-
komplex von der sowjetischen Besatzungs-
macht als Operativgefängnis genutzt. Diese 
Zeit ist bisher wenig erforscht. Ab 1950 war 
das Weimarer Gerichtsgefängnis eine Unter-
suchungshaftanstalt (UHA), die dem Volks-
polizeikreisamt Weimar (MDI) unterstand. 
Als eigenständige Anstalt war Weimar vor-
wiegend für den Vollzug der Untersuchungs-
haft an Männern und Frauen aus dem dama-
ligen Bezirk Erfurt zuständig.

Auch nach dem 3. Oktober 1990 wurde die 
JVA Weimar als eigenständige Justizvollzugs-
anstalt genutzt, wobei der Vollzug der Unter-
suchungshaft weiterhin den Schwerpunkt 
darstellte. Aufgrund struktureller Verände-
rungen innerhalb des Justizvollzugs verlor die 
JVA Weimar zum 1. April 1992 den Status der 
Eigenständigkeit und wurde als Zweiganstalt 
der JVA Erfurt angegliedert. Aufgrund von 

umfangreichen Baumaßnahmen wurde von 
Februar 1995 bis Mai 1997 der Dienstbetrieb 
eingestellt. Die Gefangenen wurden auf ande-
re Thüringer Anstalten verteilt und auch die 
Bediensteten mussten ihren Dienst in anderen 
Anstalten verrichten. Im Juni 1997 nahm die 
Zweigstelle Weimar ihren Dienstbetrieb wie-
der auf, war seitdem jedoch ausschließlich für 
männliche Gefangene zuständig.

Im Südflügel des Hafthauses wurde im Mai 
1999 die Thüringer Jugendarrestanstalt als ei-
genständige Behörde eingerichtet, welche 
fortan für den Vollzug von Freizeit-, Kurz- und 
Dauerarrest zuständig war. Mit Schließung der 
JVA Erfurt zum 1. Juli 2001 wurde die Zweig-

stelle Weimar der Jugendstrafanstalt (JSA) 
Ichtershausen zugeordnet. In Weimar wur-
den nun ausschließlich Untersuchungs- und 
Strafhaft an männlichen Jugendlichen und 
Heranwachsenden sowie Jugendarrest in der 
angegliederten Jugendarrestanstalt vollzo-
gen. Aus vollzuglichen und haushaltstech-
nischen Gründen wurde der Dienstbetrieb in 
der Zweigstelle Weimar zum 1. September 2011 
nach fast 100-jähriger Geschichte eingestellt.

Für manche der Teilnehmer war die Be-
sichtigung eine Reise in die eigene Vergan-
genheit. Da sie selbst im ehemaligen VPKA 
und der späteren PI Weimar Dienst verrich-
tet haben, kennen sie das Gefängnis wenigs-
tens von außen. So wie bei der Führung hat-
te aber noch keine/keiner die Haftanstalt 
gesehen. Erst 1994 wurde etwa eine im Ge-
bäude befindliche Kapelle wieder freigelegt, 
die vermutlich zu DDR-Zeiten einfach zuge-
mauert worden war. Thomas Büttner konnte 
viele Details über die ehemalige JVA erzäh-
len und er traf auf ein dankbares Publikum.

Den Abschluss der Besichtigung bilde-
te noch ein kleiner Rundgang in den ehe-
maligen Diensträumen der Polizei, die heu-
te teilweise schon wieder durch die Justiz 
genutzt werden. Der ehemalige große Ge-
richtssaal des Landgerichts beispielsweise 
wartet aber noch auf seine Restaurierung. 
Sollte der Freistaat die notwendigen Mittel 
dafür aufbringen, könnte der Saal künftig 
vom Thüringer Verfassungsgericht genutzt 
werden.  I

Gruppenbild in der ehemaligen JVA
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INFO-DREI

Probleme, Geräte, Verbotszonen

Cannabis und Polizei in …
… Sachsen-Anhalt
Die Polizei in Sachsen-Anhalt passt ihre Vor-
gehensweise an die neue Gesetzeslage zur 
Cannabis-Teillegalisierung an. Das bedeu-
tet unter anderem, dass verstärkt Autofahre-
rinnen und Autofahrer auf den Einfluss von 
Cannabis zur Erhöhung der Verkehrssicher-
heit und zur Vermeidung von Unfällen kon-
trolliert werden.

Bei den Verkehrskontrollen wird beson-
ders auf die Fahrtüchtigkeit der Verkehrsteil-
nehmer geachtet, da das Fahren unter Canna-
biseinfluss weiterhin verboten ist. Der zuläs-
sige Maximalwert liegt bei 3,5 Nanogramm 
THC pro ml Blutserum; Verkehrsteilnehmer 
unter 21 Jahren und Fahranfänger dürfen kei-
nerlei THC im Blut haben. Verstöße gegen das 
Cannabisgesetz werden von der Polizei und 
den Ordnungsbehörden an das Landesver-
waltungsamt gemeldet, das vorübergehend 
für die Ahndung von Ordnungswidrigkeiten 
zuständig ist.

Die standardmäßige Überprüfung der 
Fahrtauglichkeit sowie das Erkennen und 
Melden von Zweifeln an der Eignung von 
Verkehrsteilnehmern am Straßenverkehr 
bleiben ein wichtiger Schwerpunkt der Ver-
kehrspräventionsarbeit.

Dabei werden verschiedene Geräte (u. a. 
Speichelanalysesysteme von Dräger und Se-
curetec, Oberflächentests zum Nachweis auf 
Lenkrädern und Techniken zur Feststellung 
von Drogeneinfluss im Straßenverkehr) ge-
nutzt. Blutproben gelten nach wie vor als 
zuverlässigste Methode zur endgültigen Be-
stätigung. Trotz technologischer Fortschrit-
te bleibt die Blutprobe der Benchmark für 
den gerichtsfesten Nachweis von Drogen-
konsum. Die Kombination aus Schnelltests 
und anschließender Laboruntersuchung ei-
ner Blutprobe ist eindeutig.

Der Cannabiskonsum in Fußgängerzonen 
ist zwischen 7 und 20 Uhr verboten. Es sind 
Schutzzonen von 100 Metern Abstand zum Ein-
gangsbereich von Anbauvereinigungen, Schu-
len, Kinder- und Jugendeinrichtungen, Kinder-
spielplätzen sowie in öffentlich zugänglichen 
Sportstätten einzuhalten.Martin Götze

… Thüringen
Mit der Novellierung des Cannabisgeset-
zes einhergehend sind auch nach fast ei-
nem Jahr des Inkrafttretens noch Fragen 
offengeblieben. Aktuell ergeben sich nach 
dem Willen des Gesetzgebers aufgrund der 
Freimenge für das Mitführen von bis zu 
25 Gramm Cannabis in der Öffentlichkeit 
kaum oder kein polizeilicher Handlungsbe-
darf. Dies kann die Arbeit des Einsatz- und 
Streifendienstes erleichtern. Diese Men-
gen haben keine polizeiliche Sachbearbei-
tung zur Folge und die Beamten werden da-
durch entlastet. Bei einer Feststellung von 
Cannabiskonsum liegt das Einschreiten 
der Beamten somit im pflichtgemäßen Er-
messen. Sollte bei einer Kon trol le der Ver-
dacht bestehen, dass die Freimenge über 
25 Gramm liegt, so können die Beamten 
mittels ausgegebener Feinwaagen das mit-
geführte Cannabis abwiegen und bei ei-
nem Übermaß entsprechende Verfahren 
(25 bis 30 Gramm Bußgeldverfahren/über 
30 Gramm Strafverfahren) einleiten.

Problematisch zeigt sich auch weiterhin 
die Umsetzung im Falle tatbestandsmäßi-
ger Ordnungswidrigkeiten nach dem Can-
nabisgesetz. Sollte nämlich aufgrund der 
überschrittenen Freimenge von 25 Gramm 
ein Bußgeldverfahren eingeleitet werden, 
ist aktuell nicht geregelt, in wessen Zu-
ständigkeit dieses Ordnungswidrigkeiten-
verfahren abschließend zu bearbeiten ist. 
Für die polizeiliche Arbeit und hiesige Res-
sourcen heißt dies, dass das sichergestellte 
Tatmittel zusammen mit dem eingeleiteten 
Bußgeldverfahren bis zum Inkrafttreten ei-
ner weiteren Regelung in der aufnehmen-
den Dienststelle zu belassen ist. Die per 
Gesetz definierten Verbotszonen existie-
ren bundesweit und folglich auch in Thü-
ringen. Diese Verbotszonen können über 
das dienstlich gelieferte Mobiltelefon mit 
der App „Verbotszonen“ abgerufen werden. 
Sollte dahingehend ein Bußgeldverfahren 
eingeleitet werden, ist es notwendig, sich 
davon zu überzeugen, ob der Betroffene 
sich in dieser Zone befindet. Marko Dähne

… Sachsen
Mit der Legalisierung von Cannabis für den 
Eigenbedarf entstanden Unsicherheiten 
bei den Polizeibeamten. Das Gesetz wurde 
veröffentlicht und mit diesem eine Hand-
lungsanleitung herausgegeben, die sich die 
Beamten im Selbststudium erarbeiten muss-
ten. Mittlerweile werden mehrere Lehrgänge 
zum Drogenerkenner angeboten und Multi-
plikatoren geschult. Zur Legalisierung wur-
den geeichte Feinwaagen angeschafft, de-
ren Menge aber nicht für jeden Funkwagen 
ausreicht. Mit der Änderung des StVG wurde 
der THC-Gehalt im Blut auf 3,5 ng/l erhöht. 
Dieser kann durch die Beamten nur mit ei-
ner kostenintensiven und zeitaufwendigen 
Blutuntersuchung überprüft werden. Den 
Beamten stehen drei verschiedene Drug-
wipe-Tests der Firma Securetec zur Verfü-
gung (Speichel-/Oberflächen-/Kombinations-
test). Die Tests sind handlich und anwender-
freundlich, aber das Testverfahren ist nicht 
immer sicher, denn auch bei eindeutig posi-
tiven Testergebnissen verlief die Blutunter-
suchung manchmal negativ. Dann besteht 
die Möglichkeit, den Test im Zuge der Qua-
litätssicherung beim Hersteller einzuschi-
cken und untersuchen zu lassen. Des Weite-
ren sind vereinzelte mobile Geräte der Firma 
Dräger Drugtest 5000, sog. „Drug analyzer“, 
im Einsatz. Dabei erfolgt die Überprüfung 
durch die Entnahme einer Speichelprobe. 
Durch ihre Größe sind die Geräte im Rah-
men der Streifenfahrt eher ungeeignet. Alle 
zur Verfügung stehenden Geräte/Tests kön-
nen keinen Wert detektieren oder ein posi-
tives Ergebnis nach Erreichen der gesetzli-
chen Grenze anzeigen. Obwohl eine extre-
me Zunahme der Fahrten unter Einwirkung 
von Cannabisprodukten nicht zu verzeich-
nen ist, hat sich die Arbeit durch die Legali-
sierung nicht vereinfacht.

Gerade in der Innenstadt von Dresden 
gibt es viele Verbotszonen. Es wurden nur 
wenige Verstöße festgestellt. Den Beam-
ten steht kein geeignetes Material zur Ver-
fügung, welches ein Erkennen der Verbots-
zonen ermöglicht. Yvonne George


